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4 1. Zusammenfassung

Transnationale Repression beschreibt das grenzüberschrei-
tende Vorgehen von Staaten, die Kritiker im Exil und in Dia-
spora-Gemeinschaften unterdrücken und zum Schweigen 
bringen. Autoritäre Regierungen nutzen zunehmend und 
systematisch ein breites Spektrum an Methoden, um Kriti-
kerinnen und Oppositionelle im Ausland einzuschüchtern, zu 
kontrollieren und zu bestrafen. Die Maßnahmen reichen von 
digitaler Überwachung und Online-Belästigung bis hin zu Ent-
führungen und Mord. Solche Taktiken erzeugen Angst und 
Misstrauen innerhalb der Diaspora und zwingen sie in soziale 
Isolation und Selbstzensur.

Transnationale Repression bedroht nicht nur die Sicherheit 
und verletzt die grundlegenden Rechte der Betroffenen, son-
dern untergräbt auch die Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit und 
Demokratie in den Ländern, in denen diese Menschen leben. 
Aufnahmestaaten sind verpflichtet, die Menschenrechte aller 
Personen auf ihrem Hoheitsgebiet zu schützen. Demokra-
tische Regierungen müssen entschlossen handeln, um die 
grenzüberschreitende Einflussnahme autoritärer Regime ein-
zudämmen.

Dieses Policy Paper1 skizziert zentrale Taktiken, Auswirkungen 
und politische Implikationen transnationaler Bedrohungen in 
Europa. Es beleuchtet zudem erste politische Antworten, mit 
Fokus auf die Vereinigten Staaten und Deutschland. Abschlie-
ßend werden Empfehlungen für den Umgang mit transna-
tionaler Repression im deutschen und europäischen Kontext 
formuliert, wobei insbesondere die Notwendigkeit einer behör-
denübergreifenden Zusammenarbeit und eines menschen-
rechtsorientierten Ansatzes hervorgehoben wird.

 

1	 Die deutsche Version dieses Policy Papers basiert auf dem zeitgleich veröffentlichten 
englischen Original „Restricting freedom from afar. Transnational repression and the 
authoritarian targeting of human rights in Europe”, https://shop.freiheit.org/#!/Publika-
tion/1836.

1. Zusammenfassung



52. Einleitung

Wochenlang wurde die chinesische Journalistin Su Yutong 
im Jahr 2022 von unbekannten Männern in ihrer Berliner 
Wohnung belästigt, nachdem ihre Adresse in gefälschten Es-
cort-Anzeigen veröffentlicht worden war. Zudem war sie auf 
sozialen Medien sexistischen Beleidigungen und Vergewalti-
gungsdrohungen ausgesetzt. Jelena Kostjutschenko, eine im 
Exil lebende Reporterin des unabhängigen russischen Nach-
richtenportals Meduza, litt nach einem mutmaßlichen Giftan-
schlag gegen sie im Oktober 2022 in München unter schwer-
wiegenden gesundheitlichen Symptomen. Trinh Xuan Thanh, 
ein ehemaliger vietnamesischer Parlamentarier und Ge-
schäftsmann, der in Deutschland Asyl beantragt hatte, wurde 
im Juli 2017 am helllichten Tag im Berliner Stadtzentrum ent-
führt. Später tauchte er im vietnamesischen Staatsfernsehen 
wieder auf und wurde zu lebenslanger Haft verurteilt.

All diese Fälle sind Beispiele für transnationale Repression. 
Zunehmend werden Menschen, die autoritäre Regime kriti-
sieren und herausfordern, bedroht und zum Schweigen ge-
bracht, unabhängig davon, wo sie leben. Transnationale Re-
pression tritt auf, wenn repressive Regierungen über Grenzen 
hinweg agieren, um Andersdenkende im Exil und in Diaspo-
ra-Gemeinschaften zu kontrollieren und zu bestrafen. Dabei 
bedienen sie sich eines breiten Spektrums an Methoden, das 
von digitaler Überwachung und Online-Belästigung bis hin zu 
Entführungen und Mord reicht (Furstenberg & Moss, 2024; 
Schenkkan & Linzer, 2021).

Transnationale Repression ist kein neues Phänomen, wie der 
Mord an Leo Trotski durch sowjetische Agenten in Mexiko im 
Jahr 1940 und andere historische Beispiele zeigen (Lessa, 
2022; Shain, 1989). Dennoch hat sich diese Praxis zuneh-
mend verbreitet, und die Vielfalt der angewandten Methoden 
wird häufig unterschätzt. Eine aktuelle Untersuchung von 
Freedom House dokumentiert 854 Fälle physischer transna-
tionaler Repression, die von 38 Herkunftsstaaten in 91 Auf-
nahmeländern im Zeitraum von 2014 bis 2022 verübt wurden. 
Zu den aktivsten Tätern gehören die Regierungen von China, 
der Türkei, Russland, Ägypten und Tadschikistan (Gorokhovs-
kaia et al., 2023). Ebenso greifen die Machthaber von Iran, 
Ruanda, Aserbaidschan, Eritrea und weiteren Staaten regel-
mäßig ihre im Ausland lebenden Bürger an. Mit diesen grenz-
überschreitenden Repressionstaktiken bedrohen autoritäre 
Regierungen nicht nur die Sicherheit und verletzen die Men-
schenrechte der betroffenen Personen, sondern untergraben 
auch Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit und Demokratie in den 
Ländern, in denen diese Menschen leben.

Dieses Policy Paper betrachtet zunächst die zentralen Takti-
ken und politischen Implikationen transnationaler Repression 
in einigen europäischen Ländern. Die Abschnitte drei und vier 
befassen sich mit den Motiven und Methoden der Regime, die 
transnationale Repression ausüben. Abschnitt fünf erläutert 
die Auswirkungen von Überwachung, Einschüchterung und 
anderen Bedrohungen auf Exil- und Diaspora-Gemeinschaf-
ten. Abschnitt sechs wendet sich den Aufnahmestaaten zu 
und zeigt, wie grenzüberschreitende autoritäre Einflussnah-
me deren Sicherheitsinteressen und demokratische Pro-
zesse beeinträchtigt. Abschnitt sieben analysiert politische 
Gegenmaßnahmen zur Bekämpfung transnationaler Repres-
sion, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf den Vereinigten 
Staaten und Deutschland liegt. Abschließend werden Emp-
fehlungen für den Umgang mit transnationaler Repression in 
Deutschland formuliert.

2. Einleitung
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Als Reaktion auf globale Informations- und Migrationsströme 
haben autoritäre Regierungen ihre innerstaatlichen Kontroll- 
und Zwangsmaßnahmen ins Ausland ausgeweitet, „auf eine 
Weise, die sowohl die territoriale Jurisdiktion als auch geo-
grafische Distanz teilweise überwindet“ (Dalmasso et al., 
2018, S. 95). Ihr Hauptmotiv besteht darin, die Stabilität und 
den Fortbestand ihrer Macht sowohl im Inland als auch auf 
internationaler Ebene zu sichern.

Durch die Anwendung von Repression über Grenzen hinweg 
versuchen diese Regime, Andersdenkende im Exil zu kontrol-
lieren, die Proteste und Opposition aus der Ferne anfachen 
könnten, oder auch Journalistinnen und Journalisten, die 
unzensierte Nachrichten in ihr Herkunftsland übermitteln. 

Ebenso zielen Regime darauf ab, Kritikerinnen und Kritiker 
zum Schweigen zu bringen, die in der Lage sind, eine interna-
tionale Öffentlichkeit zu mobilisieren und externen Druck zu 
erhöhen, indem sie auf Menschenrechtsverletzungen, Macht-
missbrauch und Korruption aufmerksam machen (Dukalskis, 
2021). Akte transnationaler Repression richten sich primär 
gegen exilierte Menschenrechtsverteidiger, Journalistinnen 
und Oppositionelle, aber auch gegen ehemalige Regimeinsi-
der sowie ethnische oder religiöse Gruppen, die außerhalb ih-
res Herkunftslandes aktiv sind. Repressive Regime verfolgen 
sowohl kürzlich Geflüchtete als auch Angehörige der zweiten 
Einwanderungsgeneration, basierend auf deren Verbindun-
gen zu ihrem Herkunftsland und Aktivitäten, welche diese Re-
gierungen als Bedrohung wahrnehmen.

3. Der lange Arm der Diktatur

4. Taktiken transnationaler Repression
Zum Zwecke transnationaler Repression bedienen sich Täter-
staaten eines breiten Spektrums an Methoden, das von alltäg-
licher, anhaltender Belästigung und Einschüchterung bis hin 
zu offenen Angriffen auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit ihrer Zielpersonen reicht. Physische Akte der Repression 
umfassen Übergriffe, Entführungen, Verschleppungen und 
Ermordungen. Der brutale Mord an dem saudi-arabischen 
Journalisten Jamal Khashoggi im Konsulat Saudi-Arabiens 
in Istanbul sowie der versuchte Giftanschlag auf den ehe-
maligen russischen Militärgeheimdienstoffizier Sergei Skripal 
in Salisbury, Großbritannien, sind drastische und weithin be-
kannte Beispiele dafür, wie weit autoritäre Herrscher gehen, 
um Kritiker in anderen Ländern zum Schweigen zu bringen. 
Ein weiteres Beispiel ist der Angriff auf den aserbaidschani-
schen Videoblogger Mahammad Mirzali, der in Nantes, Frank-
reich, geschlagen und mit einem Messer attackiert wurde.

In anderen Fällen versuchen autoritäre Regierungen, die Be-
hörden der Aufnahmestaaten zu manipulieren oder für ihre 
Zwecke zu vereinnahmen, um Menschen im Exil ins Visier zu 
nehmen. Zur Verfolgung ihrer Kritikerinnen und Gegner nut-
zen sie Auslieferungsabkommen und internationale Haftbe-
fehle, die internationale Strukturen der polizeilichen Zusam-
menarbeit sowie Abkommen über gegenseitige Rechtshilfe 
missbrauchen. So benutzten die türkischen Behörden bei-
spielsweise das Interpol-System, um den Schriftsteller Doğan 
Akhanlı, einen in Deutschland lebenden Autor, ins Visier zu 
nehmen. Akhanlı wurde von der Polizei in Spanien festgehal-
ten, und seine Auslieferung an die Türkei konnte nur durch die 
Intervention des deutschen Außenministeriums verhindert 
werden (Deutscher Bundestag, 2017b). Die Interpol-Daten-
bank ermöglicht es Mitgliedsstaaten, Informationen über ge-
suchte Personen auszutauschen und andere Regierungen 

um deren Festnahme oder Aufenthaltsortfeststellung zu er-
suchen. Mitgliedstaaten wie Russland, die Türkei, Ruanda und 
Kasachstan haben dieses System wiederholt missbraucht, 
um Dissidenten habhaft zu werden. Trotz Bemühungen, die 
Verfahren der Organisation zu reformieren, besteht das Pro-
blem politisch motivierter „Rotecken“ (Red Notices) und dar-
aus resultierender Inhaftierungen weiterhin (Freedom House, 
2024b; Pekárek & Wegner, 2018).

Zunehmend arbeiten autoritäre Regierungen auch zusam-
men, um Kritikerinnen und Kritiker über Grenzen hinweg fest-
zunehmen, auszuliefern oder abzuschieben (Gorokhovskaia & 
Linzer, 2022b). Die Wahrscheinlichkeit für Vorfälle transnatio-
naler Repression, denen eine Form der Kooperation zwischen 
dem Herkunfts- und dem Aufnahmestaat der Verfolgten zu 
Grunde liegt, ist in autoritär regierten Ländern deutlich höher. 
Die gemeinsame Missachtung für Menschenrechte, schwa-
che Rechtsstaatlichkeit und Verbindungen zwischen den Si-
cherheitsbehörden führen dazu, dass autoritäre Regime bei 
politisch motivierten Auslieferungsanträgen oder erzwunge-
nen Rückführungen eher miteinander kooperieren. Oft haben 
diese Regierungen nur begrenztes Interesse daran, Exilantin-
nen und Exilanten aufzunehmen, die andere Machthaber kri-
tisieren und gefährliche Ideen verbreiten könnten. China hat 
zudem seinen wirtschaftlichen Einfluss genutzt, um Behör-
den zahlreicher Staaten dazu zu bringen, bei der weltweiten 
Verfolgung der Uighuren zu assistieren (Lemon et al., 2022).

Nachbarschaften von zwei oder mehr autoritären Staaten 
stellen besonders risikoreiche Zonen für politisch Verfolgte 
dar. Die Aufnahmestaaten, die am kooperationsbereitesten 
in Bezug auf transnationale Repression sind, befinden sich 
häufig innerhalb solcher autoritären Cluster. Zwischen 2014 
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und 2020 kooperierten Behörden in Thailand und Russland 
bei transnationaler Repression mit jeweils fünf verschiedenen 
Herkunftsländern. Die Türkei und die Vereinigten Arabischen 
Emirate zeigten sich noch kooperativer: sie arbeiteten mit 
sechs beziehungsweise sieben verschiedenen Herkunfts-
ländern bei Vorfällen transnationaler Repression zusammen 
(Michaelsen & Ruijgrok, 2024). Darüber hinaus versuchen Si-
cherheitsbehörden oft, Zielpersonen direkt in benachbarten 
autoritären Staaten zu fassen, weil sie dort größere Flexibili-
tät und Straflosigkeit für ihre Operationen genießen. Im Jahr 
2019 lockte die iranische Revolutionsgarde den Exiljournalis-
ten Ruhollah Zam, der einen populären Telegram-Nachrich-
tenkanal betrieb, von Paris nach Irak, um ihn dort zu entfüh-
ren. Er wurde nach Teheran gebracht und später hingerichtet 
(Peltier & Fassihi, 2020).

Obwohl es autoritären Regierungen gelegentlich gelingt, die 
Behörden demokratischer Aufnahmestaaten zur Kooperation 
bei internationalen Haftbefehlen und Auslieferungsanträgen 
zu bewegen, fällt es ihnen generell schwerer, demokratische 
Regierungen in Versuche transnationaler Repression einzu-
binden. Stattdessen greifen sie häufiger auf direkte körperli-
che Angriffe, Entführungen oder sogar Attentate gegen pro-
minente Dissidenten und ehemalige Regime-Insider zurück, 
wenn diese ihre Sicherheitsinteressen bedrohen. Um die feh-
lende Kooperation durch Behörden der Aufnahmestaaten zu 
kompensieren, suchen diese Regime nach Alternativen, die es 
ihnen ermöglichen, ihren Einfluss und ihre Kontrolle auszuwei-
ten. China hat in mehreren Ländern Europas, Nordamerikas, 
Afrikas und Asiens sogenannte „Service-Stationen“ der Poli-
zei eingerichtet. Diese Stationen, die häufig mit Diaspora-Or-
ganisationen der Kommunistischen Partei Chinas verknüpft 
sind, bieten vordergründig administrative Dienstleistungen 
für Mitglieder der chinesischen Diaspora an. Untersuchungen 
haben jedoch ergeben, dass sie auch in die Verfolgung an-
geblicher Krimineller sowie in erzwungene Rückführungen 
von Dissidenten und ehemaligen Regierungsbeamten nach 
China involviert sind. Dabei umgehen diese Stationen interna-
tionale Mechanismen der gegenseitigen Rechtshilfe und poli-
zeilichen Zusammenarbeit (Safeguard Defenders, 2022). Iran, 
Indien, Russland und andere Staaten haben zudem Mitglieder 
krimineller Organisationen angeheuert, um Andersdenkende 
in Nordamerika und Europa auszuspionieren und anzugreifen 
(Miller et al., 2024).

In der überwiegenden Mehrheit der Fälle nutzen die Täter-
staaten allerdings verschiedene Methoden transnationaler 
Repression, die auf eine anhaltende, alltägliche Belästigung 
und Einschüchterung abzielen. Solche subtilen Bedrohungen 
machen es schwer, die Verantwortlichen zu Rechenschaft 
zu ziehen (Schenkkan et al., 2020). Eine besonders weit ver-
breitete und perfide Taktik sind Drohungen gegen Familien-
mitglieder im Herkunftsland von exilierten Menschenrechts-
verteidigern oder Journalistinnen. Diese reichen von einem 
einfachen Besuch durch Geheimdienstagenten bis hin zu 
Verhören und Folter. Solche kollektiven Bestrafungen senden 
ein starkes Signal und stellen Exilantinnen und Exilanten häu-
fig vor das Dilemma, ob sie ihr Engagement fortsetzen oder 
ihre Angehörigen im Heimatland schützen sollen (Moss et al., 
2022). Iranische Regimevertreter bedrohen beispielsweise re-

gelmäßig die Verwandten von Journalistinnen und Journalis-
ten, die für persischsprachige Auslandsmedien in Großbritan-
nien, Deutschland und anderen Ländern arbeiten (Reporters 
Without Borders, 2024).

Botschaften und Konsulate dienen repressiven Regimen als 
Außenposten, in denen das Personal Exilantinnen und Exi-
lanten, die konsularische Dienste in Anspruch nehmen, er-
pressen oder verhören kann. So erheben beispielsweise eri-
treische Botschaften die sogenannte Zwei-Prozent-Steuer, 
die alle im Ausland lebenden eritreischen Staatsangehörigen 
auf ihr Einkommen entrichten müssen. Dabei sammeln sie 
zugleich Informationen über deren Aktivitäten und soziale 
Kontakte (Babiker, 2024). In anderen Fällen haben Botschafts-
mitarbeiter Kritikerinnen und Kritiker öffentlich belästigt oder 
versuchten, Veranstaltungen zu stören, bei denen diese als 
Redner auftraten.

Digitale Bedrohungen sind ein zentraler Bestandteil im Re-
pertoire transnationaler Repression. Digitale Technologien 
erleichtern es Staaten, ihre Reichweite über Grenzen hinweg 
auszudehnen. Sie bieten ein anpassungsfähiges und flexibles 
Set an Methoden, die mit vergleichsweise geringen Kosten 
effektiv zum Einsatz gebracht werden können (Al-Jizawi et 
al., 2022; Michaelsen, 2020). Regimeagenten durchforsten 
Social-Media-Kanäle und Online-Medien, um sogenannte 
Open-Source-Intelligence zu sammeln: Informationen zu Me-
dieninterviews, Konferenzteilnahmen, Treffen, Freundschaf-
ten und sozialen Beziehungen. Diese Daten werden genutzt, 
um Mitglieder der Diaspora zu erpressen und zu bedrohen 
oder um weitere gezielte Angriffe vorzubereiten. In Phishing-
Kampagnen versenden Regimeagenten speziell zugeschnit-
tene Nachrichten, die Zielpersonen dazu bringen sollen, 
mit Malware infizierte Dateien zu öffnen, um somit Zugang 
zu deren E-Mail- und Social-Media-Konten zu erlangen und 
vertrauliche Informationen zu stehlen. Für gezielte Überwa-
chungsmaßnahmen setzen Regierungen invasive Spyware 
ein, die sie auf einem ebenso florierenden wie intransparen-
ten Markt für Überwachungstechnologien erwerben (Deibert, 
2022). Schließlich greifen Regime auch auf bezahlte Trolle 
und künstlich generierte Social-Media-Konten zurück, um On-
line-Narrative zu beeinflussen, Desinformation zu verbreiten, 
kritische Stimmen zu diffamieren und einzuschüchtern.
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Die Auswirkungen transnationaler Repression beschränken 
sich häufig nicht nur auf die unmittelbar betroffene Person, 
sondern verbreiten Angst und Misstrauen innerhalb ganzer 
Diaspora-Gemeinschaften. Mit ihren Taktiken können autori-
täre Regime Menschen im Exil unter erheblichen Druck set-
zen, ihre Verbindungen zum Herkunftsland untergraben und 
sie zu Selbstzensur oder gar zum vollständigen Rückzug aus 
ihrem Aktivismus zwingen.

Online-Belästigung, Diffamierungskampagnen und andere 
Formen der Einschüchterung beeinträchtigen die psychische 
Gesundheit und das Wohlbefinden der Betroffenen erheblich. 
Besonders Frauen, die unverhältnismäßig häufig mit sexis-
tischen Angriffen, Vergewaltigungsdrohungen und anderen 
Formen geschlechtsspezifischer digitaler Gewalt konfrontiert 
werden, berichten von Angststörungen und Depressionen (Al-
jizawi et al., 2023). Die ständig drohende Gefahr der Überwa-
chung und Beobachtung durch Behörden des Herkunftsstaa-
tes kann eine abschreckende Wirkung entfalten. Aktivistinnen 
und Aktivisten nehmen Abstand von Protesten, öffentlichen 
Veranstaltungen und Medienauftritten. Andere wägen jede 
öffentliche Äußerung sorgfältig ab, um die Aufmerksamkeit 
des Regimes nicht auf sich zu lenken.

Die Angst um Angehörige und Kollegen zwingt viele Men-
schen im Exil dazu, ihre Verbindungen zu ihrem Herkunftsland 
einzuschränken. Journalistinnen und Journalisten vermeiden 
es, politische Themen mit Eltern oder Bekannten zu bespre-
chen oder sie verzichten bewusst auf eine Zusammenarbeit 
mit Kontakten im Herkunftsland, aus Sorge, ihre Kommuni-
kation könnte überwacht werden. Die meisten uighurischen 
Menschenrechtsaktivisten und -aktivistinnen haben Kontakte 
zu ihren Familien in ihrer Heimat vollständig abgebrochen, um 
diese vor weiterer Repression durch die chinesischen Behör-
den zu schützen (Amnesty International, 2020). Darüber hi-
naus fördert transnationale Repression soziale Isolation und 
Misstrauen innerhalb migrantischer Gemeinschaften. Viele 
haben Angst vor eingeschleusten Regimeinformanten, wäh-
rend andere nicht mit Aktivistinnen und Aktivisten in Verbin-
dung gebracht werden wollen, die vom Herkunftsstaat über-
wacht und bedroht werden.

Die Praktiken transnationaler Repression verletzen die Men-
schenrechte der betroffenen Individuen und Gemeinschaf-
ten. Ganz grundlegend beeinträchtigen diese Bedrohun-
gen das Recht auf Privatsphäre, freie Meinungsäußerung, 
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit. Andere Taktiken 
gefährden das Recht auf Leben, Freiheit, körperliche Unver-
sehrtheit sowie das Recht auf Schutz vor Folter und Miss-
handlung. Gemäß internationaler Menschenrechtsnormen 
sind die Aufnahmestaaten von betroffenen Migrantinnen und 
Migranten verpflichtet, alle Personen in ihrem Hoheitsgebiet 
vor Einschränkungen ihrer Rechte zu schützen und sicherzu-
stellen, dass diese ihre Rechte uneingeschränkt wahrnehmen 
können. Diese Verpflichtungen bestehen nicht nur gegenüber 
Staatsangehörigen, sondern gegenüber allen Personen, die 
sich auf ihrem Territorium befinden (Anstis & Barnett, 2022; 
Milanovic, 2020).

5. Grenzüberschreitende Unterdrückung 
Andersdenkender
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Die zunehmend verbreitete und andauernde Anwendung 
transnationaler Repression verdeutlicht einen Wandel in 
der internationalen Ordnung. Im Jahr 2023 ging die globale 
Freiheit zum 18. Mal in Folge zurück, da weltweit in vielen 
Ländern politische Rechte und bürgerliche Freiheiten einge-
schränkt wurden (Freedom House, 2024a). Wenn Diktatoren 
Andersdenkende auf fremdem Staatsgebiet verfolgen, stellen 
sie die Normen und Werte liberaler Demokratien sowie die 
multilaterale, regelbasierte Ordnung infrage (Cooley, 2015). 
Gleichzeitig agieren sie immer unverfrorener bei der Verfol-
gung von Exilantinnen und Exilanten. Ein prägnantes Beispiel 
ist die erzwungene Landung eines Passagierflugzeugs durch 
belarussische Behörden im Mai 2021, die einen Exilblogger 
festnehmen wollten. Mit der zunehmenden systemischen 
Rivalität zwischen Demokratien und Autokratien fügen sich 
einzelne Akte transnationaler Repression in umfassendere 
Muster autoritärer Einflussnahme ein. Dazu gehören „Medi-
en- und Desinformationskampagnen, die Vereinnahmung und 
Korruption von Beamten und Eliten der Aufnahmestaaten, der 
Aufbau von Allianzen mit antiliberalen Parteien und Bewegun-
gen sowie die Unterstützung von Cyberangriffen“ (Schenkkan 
& Linzer, 2021, S. 7).

Attentate und Entführungen auf fremdem Staatsgebiet stel-
len Verletzungen des Völkerrechts und strafrechtliche Verge-
hen dar. Doch auch die subtileren Praktiken transnationaler 
Repression untergraben die Rechtsstaatlichkeit und Sicher-
heit in den Ländern, in denen betroffene Personen leben. 
Ein Beispiel hierfür bietet der Prozess zu Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit durch syrische Regimevertreter vor dem 
Oberlandesgericht Koblenz. Einige Zeugen zogen dort ihre 
Aussagen zurück oder änderten diese, nachdem Familien-
mitglieder in Syrien vom Assad-Regime bedroht worden wa-
ren. Die vorsitzende Richterin äußerte sich resigniert über die 
begrenzten Möglichkeiten, Zeugen zu schützen, die gegen 
ein bestehendes repressives Regime aussagten (El-Hitami, 
2020). Ähnliche Einschüchterungstaktiken wurden gegen po-
tenzielle Zeugen in Ermittlungen gegen frühere syrische Re-
gimevertreter in Schweden und den Niederlanden angewen-
det (Human Rights Watch, 2017). Ein weiteres Beispiel liefert 
die türkische Regierung, die Mitglieder der großen türkischen 
Diaspora in Deutschland dazu ermutigte, Kritiker und Oppo-
sitionelle zu denunzieren. Hierfür stellte die Regierung sogar 
eine Smartphone-App bereit, über die Fotos und Kontaktda-
ten mutmaßlicher Dissidentinnen und Dissidenten übermittelt 
werden konnten. Den Betroffenen drohten bei Reisen in die 
Türkei Verhaftungen und Verhöre. Ein Sachstandsbericht des 
Deutschen Bundestages stellte fest, dass diese Anwendung 
möglicherweise gegen die Datenschutzgrundverordnung 
sowie das Verbot der politischen Verdächtigung verstoße 
(Deutscher Bundestag, 2019). In beiden Fällen stellten Ver-
suche transnationaler Repression die Glaubwürdigkeit des 
deutschen Staates infrage, die alleinige Autorität über seinen 
Hoheitsbereich auszuüben.

Durch die Einschüchterung ihrer Staatsangehörigen in ande-
ren Ländern greifen autoritäre Regierungen auch in Prozesse 
der öffentlichen Meinungs- und Willensbildung ein, die eine 
wesentliche Grundlage der Demokratie bilden. Dissidentinnen 
und Dissidenten im Exil verfügen oft über detaillierte Kennt-
nisse der Entwicklungen in ihrem Herkunftsland. Sie möchten 
neu gewonnene Freiheiten in demokratischen Aufnahmege-
sellschaften nutzen, um an öffentlichen Debatten teilzuhaben 
und auf die Situation in ihrem Heimatland aufmerksam zu 
machen. Doch selbst außerhalb ihrer Heimat werden sie be-
droht und zum Schweigen gebracht. Ein Beispiel hierfür ist die 
umfassende Kampagne der chinesischen Regierung gegen 
uighurische Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten, die 
auf die anhaltenden Verbrechen gegen die Menschlichkeit in 
ihrer Heimatregion Xinjiang im Nordwesten Chinas aufmerk-
sam machen. Diese Kampagne zielt eindeutig darauf ab, die 
internationale Meinung und die außenpolitischen Entschei-
dungen anderer Staaten zu beeinflussen.

Die chinesische Regierung untergräbt zudem auch die Wis-
senschaftsfreiheit an Universitäten in Europa und Nordame-
rika, indem sie das Verhalten von Studierenden aus China 
und Hongkong überwacht. Studierende schränken ihre Teil-
nahme an Debatten im Unterricht ein, insbesondere wenn 
die Kursinhalte kritische Themen berühren. Sie distanzieren 
sich von ihren Landsleuten auf dem Campus, aus Angst, 
dass jemand sie bei den chinesischen Behörden melden 
könnte. Studierende, die an Veranstaltungen teilnahmen, 
welche die chinesische Regierung kritisierten, wurden ver-
warnt und staatliche Stellen drohten ihren Familien im Hei-
matland. Diese Überwachung betrifft auch nicht-chinesi-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Universitäten, die 
sensible Forschungsthemen oder den Kontakt zu kritischen 
chinesischen Studierenden meiden, um ihre Chancen auf 
Visa und Forschungskooperationen in China nicht zu gefähr-
den (Amnesty International, 2024).

China betreibt zweifellos das umfassendste Programm 
transnationaler Repression an Universitäten. Doch auch die 
Regierungen von Ägypten, der Türkei, Indien, Kasachstan, 
Saudi-Arabien und anderen Ländern nutzen Taktiken wie 
Überwachung, Druck auf Familien, Belästigung, Angriffe und 
die Konditionierung von Forschungspartnerschaften, um in-
ternationale Studierende und Forschende einzuschüchtern. 
Universitätsverwaltungen sind sich häufig des Ausmaßes 
dieser Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit nicht bewusst 
und versäumen es, den betroffenen Personen den notwen-
digen Schutz und Unterstützung zu bieten (Del Sordi, 2018; 
Gorokhovskaia & Vaughan, 2024).

6. Politische Implikationen für  
demokratische Aufnahmeländer
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Transnationale Repression bedroht Menschenrechte, Demo-
kratie und Sicherheit in den Ländern, in denen die betroffenen 
Individuen und Gemeinschaften leben. Demokratische Re-
gierungen müssen entschlossener handeln, um grenzüber-
schreitende Übergriffe autoritärer Regime einzudämmen. 
Obwohl das Problembewusstsein in den westlichen Demo-
kratien zunimmt, stehen politische Antworten noch am An-
fang. Mit Ausnahme der Vereinigten Staaten hat bisher kein 
Land eine umfassende Strategie zur Bekämpfung transnatio-
naler Repression entwickelt. Zudem werden entschlossene 
Reaktionen auf Vorfälle transnationaler Repression sowie der 
umfassende Schutz gefährdeter Personen oft genug anderen 
politischen, strategischen oder wirtschaftlichen Prioritäten 
untergeordnet (Furstenberg & Michaelsen, 2021). Ein inkohä-
renter Umgang mit transnationaler Repression wird den ver-
antwortlichen Staaten jedoch nur signalisieren, dass sie mit 
ihren Repressionsmaßnahmen gegen Andersdenkende in 
anderen Ländern ungestraft davonkommen. Infolgedessen 
fühlen sich betroffene Menschen im Exil und in der Diaspora 
häufig von den Behörden der Aufnahmestaaten im Stich ge-
lassen (Al-Jizawi et al., 2022; Gorokhovskaia & Linzer, 2022b).

Eine zentrale Schwierigkeit besteht darin, dass das Problem 
transnationaler Repression die Zuständigkeiten mehrerer 
Politikbereiche überschneidet, darunter Spionageabwehr, 
Strafverfolgung, Außenpolitik und Migrationskontrolle. Behör-
den erkennen oft weder das gesamte Ausmaß noch die sys-
tematische Natur der Versuche, Menschen im Exil und in der 
Diaspora einzuschüchtern und zu unterdrücken. Eine aktuel-
le Evaluation der US-amerikanischen Politik im Umgang mit 
transnationaler Repression betont die Notwendigkeit einer 
behördenübergreifenden Zusammenarbeit auf der Grundlage 
einer gemeinsamen Problemdefinition und einheitlichen Ter-
minologie, um präventive Maßnahmen und Schutzmechanis-
men gegen solche Handlungen zu gewährleisten. Der Bericht 
unterstreicht besonders die Einrichtung einer Arbeitsgruppe 
zu transnationaler Repression unter der Leitung des Nationa-
len Sicherheitsrats, die den Informationsaustausch sowie die 
Koordination politischer Maßnahmen zwischen Behörden auf 
Bundes-, Landes- und lokaler Ebene sicherstellen soll (U.S. 
Government Accountability Office, 2023).

Zwei Fälle aus dem deutschen Kontext verdeutlichen die 
„verflochtene“ Natur von Sicherheitsfragen im Zusammen-
hang mit transnationaler Repression. Ahmed Mansour, ein 
ägyptischer Journalist mit Wohnsitz in Doha, wurde 2015 am 
Berliner Flughafen festgenommen, nachdem die ägyptische 
Regierung einen internationalen Haftbefehl gegen ihn erlas-
sen hatte. Die deutsche Bundespolizei führte die Festnahme 
durch, obwohl Interpol den Haftbefehl als politisch motiviert 
eingestuft hatte. Mansour wurde schließlich freigelassen, 
doch Medienberichte und eine parlamentarische Anfrage 
brachten Fehlkommunikation und fehlerhafte Bewertungen 
seines Falls durch die beteiligten Stellen – das Auswärtige 
Amt, das Justizministerium und die Polizei – ans Licht (Deut-

scher Bundestag, 2015). Im Fall von Trinh Xuan Thanh, dem 
eingangs erwähnten ehemaligen vietnamesischen Parlamen-
tarier, berichteten Medien, dass zwei der an seiner Entfüh-
rung beteiligten Agenten zuvor an Ausbildungsprogrammen 
deutscher Polizei- und Sicherheitsbehörden teilgenommen 
hatten. Vor der Entführung hatten sie versucht, ihre Kontakte 
bei deutschen Behörden zu nutzen, um Trinh Xuan Thanh’s 
Auslieferung zu erreichen. Darüber hinaus missbrauchten sie 
ihren diplomatischen Status sowie Beziehungen zur slowaki-
schen Regierung für die Durchführung der Entführungsopera-
tion (Erb & Schmidt, 2018).

Obwohl transnationale Repression immer mehr Aufmerk-
samkeit erhält, variieren die politischen Maßnahmen und die 
Priorisierung des Themas erheblich zwischen den Aufnah-
meländern. Auf europäischer Ebene ist eine Resolution der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats das einzige 
Dokument, das explizit auf transnationale Repression ein-
geht (Parlamentarische Versammlung des Europarats, 2023). 
Außerdem wird der Schutz von bedrohten Dissidenten und 
Diaspora-Gemeinschaften auf europäischem Territorium vor 
transnationaler Repression durch autoritäre Staaten in drei 
Resolutionen des Europäischen Parlaments erwähnt. Diese 
beziehen sich auf die EU-Leitlinien zum Schutz von Men-
schenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern, die Unterdrü-
ckung friedlicher Proteste in China sowie Irans zunehmend 
aggressive Haltung im Nahen Osten und darüber hinaus (Eu-
ropäisches Parlament, 2022, 2023b, 2024).

Abgesehen davon wird transnationale Repression häufig im 
Rahmen von Handlungsempfehlungen zur Abwehr ausländi-
scher Einflussnahme behandelt. Der Sonderausschuss des 
Europäischen Parlaments für ausländische Einflussnahme 
auf alle demokratischen Prozesse in der Europäischen Union 
(INGE) hat zwei Berichte veröffentlicht, die das Thema trans-
nationale Repression erwähnen, es jedoch mit anderen Be-
drohungen wie Desinformation und Wahlmanipulation durch 
ausländische Akteure zusammenführen (Europäisches Par-
lament, 2020, 2023a). Ein ähnlicher Ansatz wird in Kanada 
verfolgt, wo die Regierung eine öffentliche Untersuchung zu 
ausländischer Einflussnahme eingeleitet hat, nachdem im 
Juni 2023 Hardeep Singh Nijjar, ein führender Aktivist der 
Sikh-Separatisten, unter mutmaßlicher Beteiligung indischer 
Behörden in British Columbia ermordet worden war (Ahmed 
& Cheung, 2024).

Behandelt man transnationale Repression unter dem Paradig-
ma der ausländischen Einflussnahme, kann das jedoch dazu 
führen, dass Regierungen Belange der nationalen Sicherheit 
über den Schutz von Menschenrechten stellen. Ein sicher-
heitsorientierter Ansatz erfasst nicht die subtileren Taktiken 
der Überwachung und Belästigung, die autoritäre Regime ein-
setzen, um Diasporagemeinschaften einzuschüchtern und 
deren grundlegende Freiheiten einzuschränken. Zudem steht 
die weitgehend nicht-öffentliche Handlungsweise von Sicher-

7. Umgang mit transnationaler Repression
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heitsbehörden und Nachrichtendiensten im Widerspruch zur 
Notwendigkeit transparenter Unterstützungsmaßnahmen 
und vertrauensbildender Initiativen, die sich an gefährdete Ge-
meinschaften richten. Letztlich laufen Exilanten und Diaspo-
raangehörige mit Wurzeln in autoritären Ländern in Gefahr, 
generell unter Verdacht gestellt zu werden – als potenzielle 
ausländische Spione oder Agenten externer Manipulation 
– anstatt als Personen gesehen zu werden, die Schutz vor 
einem Staat benötigen, der politische Repression aus dem 
Landesinneren heraus über Grenzen hinweg ausdehnt.

Wie die Logik der Bekämpfung ausländischer Einflussnah-
me den Schutz verfolgter Menschenrechtsverteidigerinnen 
und -verteidiger untergraben kann, zeigt der Fall von Galina 
Timtschenko, Mitbegründerin des unabhängigen russischen 
Nachrichtenmediums Meduza. Als Timtschenko im Februar 
2023 an einem Treffen mit anderen russischen Exiljournalis-
tinnen und -journalisten in Berlin teilnahm, wurde ihr iPhone 
mit der leistungsstarken Spyware Pegasus infiziert. Zwar er-
schien die russische Regierung als naheliegende Verdächtige, 
doch verkauft die israelische NSO Group, die hinter Pegasus 
steht, Berichten zufolge nicht an Russland. Stattdessen wur-
den die Geheimdienste mehrerer EU-Staaten als potenzielle 
Betreiber des Angriffs genannt (Access Now, 2023). Es ist 
möglich, dass eines der baltischen Länder, die sich durch 
Russlands Aggression besonders bedroht fühlen, Timtschen-
ko aus Sorge vor russischen Agenten unter den neu Exilierten 
ins Visier nahm. Weitere Pegasus-Angriffe auf russisch- und 
belarussischsprachige Journalistinnen und Journalisten so-
wie Oppositionelle im Exil wurden im Mai 2024 aufgedeckt 
(Access Now, 2024).

7.1 Politische Maßnahmen in den  
Vereinigten Staaten

Die US-Regierung unter der Biden-Harris-Administration hat 
eine führende Rolle im Kampf gegen transnationale Repres-
sion übernommen. Koordiniert durch den Nationalen Sicher-
heitsrat verfolgt sie einen „Whole-of-Government“-Ansatz, der 
das Ministerium für Innere Sicherheit (Homeland Security), 
das Justizministerium, das Außenministerium sowie das Fe-
deral Bureau of Investigation (FBI) einbindet. Zu den Gegen-
maßnahmen gehören das Monitoring von Vorfällen, die Sen-
sibilisierung gefährdeter Bevölkerungsgruppen, Sanktionen 
und strafrechtliche Verfolgung, um ausländische Akteure für 
ihre Beteiligung an transnationaler Repression zur Rechen-
schaft zu ziehen (Gorokhovskaia & Linzer, 2022a).

Im Jahr 2021 führte die US-Regierung den sogenannten 
„Khashoggi Ban“ ein, der es dem Außenministerium erlaubt, 
Visaeinschränkungen gegen Personen zu verhängen, die an 
„schwerwiegenden extraterritorialen Aktivitäten gegen Dis-
sidenten“ beteiligt sind (Schenkkan et al., 2021). Dieses Ins-
trument wurde bereits genutzt, um saudischen Staatsange-
hörigen, die in die Tötung von Jamal Khashoggi verwickelt 
waren, Visa zu verweigern. Auch belarussische Staatsbürger, 
die in Versuche grenzüberschreitender Unterdrückung von 
Dissidenten involviert waren (etwa der Versuch einer zwangs-

weisen Rückführung der Sportlerin Kristina Timanowskaja 
während der Olympischen Sommerspiele 2021 in Tokio), wur-
den mit einer Visasperre belegt (Stewart, 2021; United States 
Department of State, 2022). Zusätzlich sind weitere Geset-
zesentwürfe in Vorbereitung, die transnationale Repression 
unter Strafe stellen und eine Reihe von Gegenmaßnahmen 
für die Regierung aufzeigen (Stop Transnational Repression 
Act, 2022; Transnational Repression Policy Act, 2023). Darü-
ber hinaus hat das Justizministerium Anklagen gegen auslän-
dische Akteure, unter anderem aus China, Iran und Ägypten, 
erhoben, die Dissidenten und Oppositionelle auf US-amerika-
nischem Boden bedroht haben. Im April 2023 klagte beispiels-
weise ein Staatsanwalt vor einem Bundesgericht in New York 
40 Beamte des chinesischen Ministeriums für Öffentliche 
Sicherheit an. Diese hatten Tausende gefälschter Social-Me-
dia-Konten erstellt, um chinesische Dissidenten im Ausland 
zu belästigen und einzuschüchtern, Propaganda zu verbreiten 
und Online-Meetings zu stören (United States Department of 
Justice, 2023). Derartige Anklagen benennen die Verantwort-
lichen für transnationale Repression und ziehen sie öffentlich 
zur Rechenschaft, auch wenn die Angeklagten außerhalb der 
Reichweite der US-Behörden bleiben.

Fälle transnationaler Repression werden ebenfalls in den 
jährlichen Länderberichten zu Menschenrechtsverletzungen 
des US-Außenministeriums dokumentiert. Das FBI, zustän-
dig für Spionageabwehr und Sicherheit im Inland, definiert 
transnationale Repression als das Bestreben ausländischer 
Regierungen, „über ihre Grenzen hinaus Mitglieder ihrer Dias-
pora- und Exilgemeinschaften in den Vereinigten Staaten ein-
zuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu unterdrücken, 
zu belästigen oder zu schädigen“. Das FBI bietet Schulungen 
für Mitarbeitende an, um Vorfälle besser zu erkennen und hat 
eine spezielle Website veröffentlicht, die gängige Taktiken er-
klärt und Ratschläge gibt, wie Bedrohungen gemeldet werden 
können (FBI, o.D.). FBI-Agenten haben wiederholt Versuche 
transnationaler Repression in den Vereinigten Staaten auf-
gedeckt und vereitelt, darunter einen Mordanschlag auf die 
prominente iranische Frauenrechtsaktivistin Masih Alinejad 
in New York.

Auf internationaler Ebene hat die US-Regierung das Bewusst-
sein für transnationale Repression als Bedrohung für Demo-
kratien geschärft, unter anderem durch die Initiierung einer 
Arbeitsgruppe zum Thema transnationale Repression im 
Rahmen des G7-Rapid-Response-Mechanismus.

7.2 Deutschland als Aufnahmeland für  
politisch Verfolgte

Deutschland ist ein zentraler Zufluchtsort für Asylsuchende 
und politische Geflüchtete und nimmt aufgrund seiner Lage 
im Zentrum der Europäischen Union eine strategische Positi-
on ein.  Infolgedessen beherbergt Deutschland Migrantinnen 
und Migranten aus zahlreichen Ländern, die von ihrem Her-
kunftsstaat verfolgt werden. Laut dem Datensatz von Free-
dom House haben in den vergangenen zehn Jahren mindes-
tens zwölf ausländische Regierungen ihre Staatsangehörigen 
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auf deutschem Boden mit Repressionsmaßnahmen ins Visier 
genommen (Gorokhovskaia et al., 2023). Neben den bereits 
erwähnten Beispielen zählt der Mord am tschetschenischen 
Separatisten Selimkhan Khangoshvili im August 2019 zu den 
bekanntesten Fällen. Ein Urteil des Berliner Gerichts stellte 
fest, dass die russischen Behörden den Mord in Auftrag ge-
geben hatten (Oltermann, 2021).

Der jährliche Bericht des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz dokumentiert in den Abschnitten zu Spionage, Cy-
berangriffen und sonstigen sicherheitsgefährdenden oder 
geheimdienstlichen Aktivitäten für eine fremde Macht regel-
mäßig Aktivitäten, die unter transnationale Repression fallen. 
Zu den genannten Hauptakteuren, die gegen Dissidenten und 
Oppositionelle in Deutschland vorgehen, zählen China, Russ-
land, Iran und die Türkei. Die Ausgabe des Berichts von 2023 
enthält erstmals eine umfassende Definition des Begriffs 
transnationale Repression und verdeutlich so ein wachsen-
des Problembewusstsein bei deutschen Behörden. Transna-
tionale Repression bezeichnet demnach die „von einer Reihe 
von Staaten außerhalb ihrer Landesgrenzen betriebenen Un-
terdrückungsmaßnahmen. Sie richten sich gegen im Ausland 
lebende Dissidenten oder sonstige von der Regierung des 
Heimatlandes als Gegner eingestufte Personen“. Der Bericht 
führt zudem einige gängige Methoden auf (Bundesamt für 
Verfassungsschutz, 2024).

Strafverfolgungsbehörden haben auf Bedrohungen gegen 
Exilierte und Mitglieder von Diaspora-Gemeinschaften re-
agiert. So hat die deutsche Polizei Journalisten und Aktivis-
tinnen aus der Türkei, Iran und Vietnam unter Schutz gestellt. 
Die Bundesanwaltschaft hat Ermittlungen gegen türkische 
und chinesische Staatsangehörige eingeleitet, die im Auf-
trag ihrer Regierungen migrantische Gemeinschaften aus-
spioniert haben (Deutsche Welle, 2021; Jardine & Hall, 2021). 
Ebenso wurden Ermittlungen gegen mutmaßliche iranische 
Agenten auf deutschem Staatsgebiet aufgenommen, die in 
Versuche transnationaler Repression verwickelt sein sollen 
(Baeck & Sahebi, 2023). Das deutsche Strafgesetzbuch bietet 
eine Grundlage, um schwerwiegendere Formen transnatio-
naler Repression strafrechtlich zu verfolgen. Die Rechtspre-
chung hat festgestellt, dass die Spionagetätigkeiten eines 
ausländischen Staates gegen seine Staatsangehörigen auf 
deutschem Staatsgebiet auch gegen die Bundesrepublik 
selbst gerichtet sind, da sie das Potenzial haben, bestimmte 
Grundfreiheiten zu beeinträchtigen, die Deutschland zu schüt-
zen verpflichtet ist (Haider, 2018, S. 209). Es bleibt jedoch un-
klar, wie konsequent diese Bestimmungen gegenüber Tätern 
transnationaler Repression angewandt werden.

Trotz gewisser Schutzmaßnahmen durch die Strafverfol-
gungsbehörden sind Menschen im Exil weiterhin Belästi-
gungen und Bedrohungen durch ihre Herkunftsstaaten aus-
gesetzt. Es mangelt nach wie vor an Bewusstsein für die 
Vielfalt repressiver Taktiken. Risiken werden oft nicht ernst 
genommen. In den vergangenen Jahren haben Abgeordnete 
unterschiedlicher Fraktionen die deutsche Bundesregierung 
wiederholt dazu aufgefordert, den Umgang mit Fällen trans-
nationaler Repression zu erläutern (Deutscher Bundestag, 
2017a, 2018, 2020, 2021). In ihrer Antwort auf die jüngste An-
frage verweist die Regierung vor allem auf bereits bestehende 

Gegenmaßnahmen (Deutscher Bundestag, 2024). Eine kohä-
rente Strategie zur Eindämmung transnationaler Repression 
fehlt jedoch weiterhin, obwohl die bisherige Regierungskoali-
tion sich dazu verpflichtet hat, zivilgesellschaftliche Akteure 
zu stärken und zu schützen, „auch bei grenzüberschreitender 
Verfolgung“ (Koalitionsvertrag 2021, S. 146). Die Selbstver-
pflichtung der bisherigen Bundesregierung zur Bekämpfung 
transnationaler Repression zeigt sich auch in der strategi-
schen Neuausrichtung ihrer Chinapolitik sowie in der Unter-
zeichnung einer „Deklaration von Prinzipien zur Bekämpfung 
transnationaler Repression“ während des ‘Summit for Demo-
cracy’ 2023 (Bundesregierung, 2023; Freedom House, 2023).

In der Zivilgesellschaft hat die zunehmende Bedrohung 
von Mitgliedern aus Exil- und Diaspora-Gemeinschaften in 
Deutschland zur Gründung einer Allianz von derzeit 13 Men-
schenrechts- und Diaspora-Organisationen geführt. Die im 
August 2024 ins Leben gerufene Koalition hat das Ziel, das 
Bewusstsein für transnationale Repression zu schärfen und 
gezielte politische Antworten einzufordern (Tibet Initiative, 
2024). Die Mitglieder der Koalition plädieren für die Einrichtung 
einer Anlaufstelle auf Bundesebene, die Fälle dokumentiert 
und Betroffene transnationaler Repression in Deutschland 
unterstützt. Dieser Vorschlag entspricht menschenrechtsori-
entierter Forschung, die in ähnlicher Weise für die Schaffung 
eines „Büros zum Schutz transnationaler Rechte“ argumen-
tiert hat. Eine solche Einrichtung soll sich mit dem Monitoring 
von Fällen, der Unterstützung gefährdeter Gemeinschaften, 
der Entwicklung politischer Gegenmaßnahme sowie der inter-
nationalen Zusammenarbeit zur Eindämmung transnationa-
ler Repression befassen (Chubb & Roberts Lyer, 2024).
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Transnationale Repression stellt einen systematischen Ver-
such autoritärer Staaten dar, Kritik zu unterdrücken und 
Menschenrechte in anderen Ländern einzuschränken. Täter-
staaten nutzen immer öfter und mit wachsendem Selbst-
bewusstsein ein breites Repertoire an repressiven Taktiken. 
Dadurch konsolidieren und erweitern diese Regime ihre auto-
kratische Herrschaft auf globaler Ebene.

Demokratische Regierungen müssen transnationale Repres-
sion als eigenständige Bedrohung erkennen und ihr proaktiv 
entgegentreten, um ihrer Verpflichtung zum Schutz der Men-
schenrechte nachzukommen sowie ihre Souveränität und Si-
cherheit zu verteidigen. Sie können die Kosten für die Täter er-
höhen und gleichzeitig Gelegenheiten für eine Bedrohung von 
Menschen im Exil einschränken. Schutzmechanismen für ge-
fährdete Personen müssen gestärkt und verbessert werden, 
indem sowohl das Asylrecht geachtet als auch gezielte Unter-
stützungsstrukturen für Betroffene transnationaler Repres-
sion geschaffen werden. Exilierte aus autoritären Kontexten 
werden häufig aufgrund ihres Engagements für liberale und 
demokratische Werte verfolgt. Sie sind natürliche Verbündete 
im Kampf gegen Autoritarismus. Ihre Rechte und ihre Sicher-
heit sollten im Mittelpunkt jeder Strategie zur Stärkung demo-
kratischer Resilienz stehen.

Um transnationaler Repression in Deutschland entgegen-
zuwirken, sind folgende Maßnahmen erforderlich:

	B Transnationale Repression definieren: Eine einheit-
liche Definition transnationaler Repression sollte in allen 
Politikbereichen gleichermaßen Anwendung finden. Alle 
relevanten Behörden (Strafverfolgung, Migration, Außen-
politik) müssen ein gemeinsames Verständnis von trans-
nationaler Repression als eine spezifische Bedrohung 
der Menschenrechte von Betroffenen und der demokra-
tischen Werte in Deutschland entwickeln. 

	B Behördenübergreifende Zusammenarbeit verbessern: 
Informationsaustausch und Koordination zwischen den 
Behörden im Umgang mit transnationaler Repression 
sollten optimiert werden. Staatliche Stellen, die mit 
Betroffenen zusammenarbeiten, müssen sensibilisiert 
werden, etwa über spezielle Schulungen.

	B Monitoring und Dokumentation bündeln: Eine zentrale 
Instanz sollte Vorfälle transnationaler Repression 
systematisch erfassen. Dies sollte auch die Einrichtung 
eines niederschwelligen Meldeverfahrens für Betrof-
fene sowie zivilgesellschaftliche Akteure insgesamt 
miteinschließen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
politisch Verfolgte aus autoritären Kontexten aufgrund 
vergangener Erfahrungen mit repressiven staatlichen 
Akteuren möglicherweise zögern, sich an Polizei- oder 
Nachrichtendienste zu wenden. Andere Betroffene 
könnten aus Sorge um Verzögerungen in ihrem Asyl- 
oder Einwanderungsverfahren von einer Meldung 

absehen. Anlaufstellen sollten möglichst in der Lage 
sein, traumasensible Beratung sowie Empfehlungen zu 
psychosozialer Unterstützung und anderen Sicherheits-
maßnahmen zu geben.

	B Außenpolitik sensibilisieren: Vorfälle transnationaler 
Repression sollten im zweijährlichen Menschenrechts-
bericht der Bundesregierung dokumentiert sowie in 
diplomatischen Gesprächen und öffentlich thematisiert 
werden. Maßnahmen im Bereich von Sicherheits- und 
Entwicklungszusammenarbeit mit Staaten, die trans-
nationale Repression ausüben, sollten entsprechend 
konditioniert werden. Auf europäischer Ebene können 
Mechanismen wie die Globale Sanktionsregelung der 
EU im Bereich der Menschenrechte genutzt werden, um 
Individuen und Organisationen zur Verantwortung zu 
ziehen, die an transnationaler Repression beteiligt sind.

	B Schutz für Verfolgte sicherstellen: Ein starker Schutz 
für Menschen, die in ihrem Herkunftsland politischer 
Verfolgung und anderen schwerwiegenden Menschen-
rechtsverletzungen ausgesetzt sind, muss gewähr-
leistet bleiben – auch trotz des derzeitigen Drucks, 
Migration zu reduzieren. Das Bewusstsein für Risiken 
transnationaler Repression sollte über alle Phasen des 
Asylprozesses hinweg gestärkt werden. Dabei sind auch 
Bedrohungen gegen Familienangehörige von Antrag-
stellenden, Drohungen durch Botschaften oder Konsu-
late des Herkunftslandes sowie digitale Bedrohungen 
zu berücksichtigen. Zudem nutzen autoritäre Staaten 
häufig falsche Anschuldigungen wie Terrorismus oder 
Korruption, um Entscheidungen von Einwanderungs-
behörden im Aufnahmestaat zu beeinflussen. Durch die 
zunehmend restriktive Migrationspolitik und Verschie-
bung der Außengrenzen der EU verbleiben gefährdete 
Personen außerdem oft in Drittstaaten außerhalb des 
EU-Territoriums, wo sie nach wie vor dem Zugriff ihres 
Herkunftsstaates ausgesetzt sind (z. B. Iranerinnen und 
Iraner in der Türkei). 

	B Missbrauch von Überwachungstechnologien eindäm-
men: Maßnahmen auf EU-Ebene zur Bekämpfung des 
Missbrauchs und der Verbreitung von Überwachungs-
technologien sollten unterstützt werden. Zugleich ist 
eine höhere Transparenz im Umgang mit Spionagesoft-
ware innerhalb der EU notwendig, einschließlich der 
Nutzung durch die deutsche Regierung.

	B Zivilgesellschaft fördern: Eine ungehinderte Arbeit von 
zivilgesellschaftlichen Initiativen, die Schutz für gefähr-
dete Exil- und Diaspora-Gemeinschaften bieten, sollte 
gewährleistet werden, auch durch finanzielle Förderung. 
Dies umfasst Unterstützung in den Bereichen der digi-
talen Sicherheit, psychischen Gesundheit sowie recht-
lichen Beratung.

8. Empfehlungen
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